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B a r s c h e l - T o d

Gutachten über
Mageninhalt
Die Staatsanwaltschaft Lü
beck will mit einem neuen
Gutachtenendgültig klären,
wie der frühere schleswig-
holsteinische Ministerpräs
dent UweBarschelstarb. Die
toxikologischeUntersuchung
des Lübecker Gerichtsmed
ziners Professor Manfred
Oehmichen wurde erst mö
lich, weil die Schweizer Justi
überraschend ihren Lübeck
Kollegen Beweismittel zu
Verfügung stellte –darunter
Blut, Teile derinneren Orga
ne und den Mageninhalt de
Toten. Zustand undMenge
der Stoffe, erklärt ein Lübek
ker Ermittler, seien „gerade
zu sensationell“. Vor allem
der Mageninhaltlasse „ent-
scheidende Rückschlüsse
auf die Umstände des Tod
zu. Barschel starb imOkto-
ber 1987 im Genfer Hotel
Beau-Rivage an einer Table
tenvergiftung.Über die Fra-
ge, ob der Christdemokra
die Medikamentealle selbs
eingenommenhaben kann
war im vorigen Jahr ein
heftiger Gutachterstreit ent
brannt.
Entnahme von Wasserproben auf e
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Kohl-Günstling
gescheitert
BundeskanzlerHelmut Kohl
ist im Haushaltsausschuß d
Bundestages mit einem Ve
sorgungsfall aufgelaufen
Der CDU-Chef wollte sei-
nem gescheiterten Parte
freund Werner Müncheinen
200 000-Mark-Posten zukom
men lassen. Der ehemalig
Ministerpräsident vonSach-
sen-Anhalt, der1993 mit sei-
ner gesamten Landesregi
rung über die Gehälteraffär
stolperte,sollte von Mai an
für drei Jahre im Auftrag de
Uno-Arbeitsorganisation i
inem Giftsee in Wolfen
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Uruguay ein Projektgegen
Kinderarbeit leiten. Die Ab
geordneten, die das mit deu
schen Steuergeldern in Höh
von 2,4 MilliardenMark be-
zahlteProjekt noch garnicht
gebilligt hatten, lehnten die
Finanzierung des Münch-Jo
ab. Das Bundesministeriu
für wirtschaftliche Zusam-
menarbeitsoll jetzteinen qua-
lifizierten Bewerber über ein
ordentliche Stellenausschre
bung suchen. Und der muß
so gaben dieHaushälter dem
Entwicklungshilfe-Staatsse

kretärWighard Härtl mit auf
den Weg – etwashaben, was
Münch nicht vorweisenkann:
Erfahrung mit dem Problem
der Kinderarbeit.
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Schonung für „Abzocker“
Die Bundesregierungspielt beharrlich diemilliardenschwe-
re Geldverschwendung beim Aufschwung Ostherunter. In
seinem Bericht vor dem Wirtschaftsausschuß desBundesta-
ges räumte Bundeswirtschaftsminister Günter Rexrodt
(FDP) am Mittwoch vorigerWoche nur kleinerePannen
ein, an denenzumeist die ostdeutschenGemeindenschuld
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gewesen seien.Gravierende Fälleallerdings, die auf da
Konto derBundesregierung gehen,ließ Rexrodt aus.
So ging es bei dem „Nationalen Sonderprogramm Bitte
feld/Wolfen“ im Landkreis Bitterfelddrunter und drüber
Das damals von dem FDP-PolitikerWolfgang Rauls ge-
führte sachsen-anhaltinische Umweltministerium zahlte
das Programm zur Umweltsanierung in denJahren1991
bis 1993 über 394Millionen Mark aus, bewilligt waren
aber für das von Bonn mit großem PR-Aufwandbetriebe-
ne Projekt nur 235Millionen Mark. Erst nach langem Su
chen konnten dieVerantwortlichen herausfinden, wo d
Steuermillionen gebliebenwaren. Auch diewestdeutsch
Firma Lurgi langte kräftig hin. Allein dafür, daß sie de
damaligenCDU/FDP-Landesregierung in Sachsen-Anh
eine Konzeption für eine Abfallfabrik im MansfelderLand
zuschickte, stellte sie einHonorar von 2,5Millionen Mark
in Rechnung.Bezahlt wurdeschließlich die Hälfte. Der
neue Staatssekretär Wolfram König (Bündnis 90/Grün
schimpft: „Diese Abzockermentalität ist beileibe kein E
zelfall.“
Die Bonner Übung,Verschwendung imOsten zu überge-
hen, kritisiert Horst Schröder, Rechnungshof-Präsident
Sachsen-Anhalt: „Dadurch fühlen sich doch alle bis hin
zu den kriminellen Fällennachträglich legitimiert.“ Der
Rechnungsprüfer befürchtet, daß „durch die Äußerun
von Rexrodt in Zukunft eineffizienterer Einsatz derMit-
tel und wirkungsvollereKontrollen noch schwerer durch
zuführen“seien.
T h ür i n g e n

Koalitionskrach
um Schuster
Der Streit um das Landtags
mandat des Thüringer Wirt-
schaftsministersFranz Schu-
ster (CDU)droht dieGroße
Koalition von Ministerpräsi-
dent Bernhard Vogel zu
sprengen. Die SPD-geführ-
ten Ministerien für Justiz un
Inneres kamen amvergange-
nen Freitag zu dem Ergebni
der Christdemokratsitze zu
Unrecht im Landtag. Das Ju
stizministerium in einer Ex-
pertise: „DemAbgeordneten
Schuster fehlte zum Zeit
punkt derLandtagswahl1994
die zwingend erforderliche
Wählbarkeitsvoraussetzung
– nämlich einHauptwohnsitz
in Thüringen. Der Unions
christ ist in St.Augustin bei
Bonn gemeldet. „Der Er
werb seinerMitgliedschaft im
Landtag“, so das Gutachte
sei daher „ungültig“. Nur mit
politischem Druck kam der
Minister an eine entspre
chende Bescheinigung de
zuständigen Einwohnermel-
deamtes inErfurt. Trotz der
eindeutigen Rechtslagewei-
gert sich der Minister mit
Unterstützung seines Regie
D E U T S C H L A N D
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